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1. Wegfall des Betriebsausgabenabzugs der Gewerbesteuer infrage gestellt  
 
Seit dem Veranlagungszeitraum 2008 besteht für die Gewerbesteuer und die darauf entfallenden Neben-
leistungen ein Betriebsausgabenabzugsverbot. Davor konnte die Gewerbesteuer als Betriebsausgabe 
abgezogen werden. 
 
In seiner Entscheidung vom 29.2.2012 kam das Finanzgericht Hamburg zu dem Entschluss, dass die 
Nichtabziehbarkeit der Gewerbesteuer bei der Gewinnermittlung wohl noch verfassungsgemäß ist. Die 
zugelassene Revision ist nunmehr vor dem Bundesfinanzhof (BFH) unter dem Aktenzeichen I R 21/12 
anhängig.  
 
Anmerkung: Inwieweit die Revision vor dem BFH Erfolg haben wird, kann nicht eingeschätzt werden. 
Betroffene Steuerpflichtige können gegen die Steuerbescheide Einspruch einlegen und ein Ruhen des 
Verfahrens beantragen. 
 
 
 
2. Investitionsabzugsbetrag und Sonder-Afa für Photovoltaikanlagen bei eigenem 

Stromverbrauch 
 
Für die (geplante) Anschaffung einer Photovoltaikanlage kann der Investitionsabzugsbetrag und nach 
Anschaffung/Herstellung die Sonderabschreibung in Anspruch genommen werden, wenn die An-
spruchsvoraussetzungen  vorliegen. 
 
Die Finanzverwaltung gewährte zunächst den Investitionsabzugsbetrag und Sonderabschreibung regel-
mäßig nicht, wenn eine private Nutzung von mehr als 10 % vorlag.  
 
Die Oberfinanzdirektion Niedersachsen macht nunmehr eine Kehrtwende. In einem Schreiben vom 
26.3.2012 heißt es:  
 
„Eine Verwendung des durch die Photovoltaikanlage produzierten Stroms zu mehr als 10 % für 
private Zwecke spricht nicht gegen die Inanspruchnahme eines Investitionsabzugsbetrages. Auf 
die spätere Sachentnahme des produzierten Wirtschaftsguts ‚Strom‘ kommt es bei der Beurteilung der 
betrieblichen Nutzung des produzierten Wirtschaftsguts ‚Photovoltaikanlage‘ nicht an.“  
 
 
 
3. Nachweis der Zwangsläufigkeit von bestimmten Aufwendungen im 

Krankheitsfall 
 
Die Einkommensteuer wird auf Antrag ermäßigt, wenn einem Steuerpflichtigen zwangsläufig größere 
Aufwendungen als der überwiegenden Mehrzahl der Steuerpflichtigen gleicher Einkommensverhältnis-
se, gleicher Vermögensverhältnisse und gleichen Familienstands erwachsen (sog. außergewöhnliche 
Belastung).  
 
Hierzu können auch Aufwendungen im Krankheitsfall gehören. Bestimmte Krankheitskosten, bei denen 
die medizinische Notwendigkeit nicht offensichtlich ist, dürfen allerdings nur noch berücksichtigt wer-
den, wenn der Steuerpflichtige ihre Zwangsläufigkeit im Vorfeld – z. B. durch ein amtsärztliches Gut-
achten – nachweist.  
 
Eine entsprechende gesetzliche Regelung hat der Gesetzgeber durch das Steuervereinfachungsgesetz 
2011 eingeführt. Er hat damit auf die Änderung einer langjährigen Rechtsprechung reagiert. Der Bun-
desfinanzhof hatte 2010 dem seit jeher verlangten formellen Nachweis mangels einer gesetzlichen 
Grundlage eine Absage erteilt. Er hat jetzt jedoch mit Urteil vom 19.4.2012 entschieden, dass die vom 
Gesetzgeber eingeführten formellen Anforderungen an den Nachweis bestimmter Krankheitskosten (für 
deren Anerkennung als außergewöhnliche Belastung) verfassungsrechtlich nicht zu beanstanden sind. 



Auch der Umstand, dass die neuen Nachweisregelungen rückwirkend in allen noch offenen Fällen an-
zuwenden sind, ist verfassungsrechtlich unbedenklich; darin liegt nach seiner Auffassung keine unzuläs-
sige Rückwirkung. 
 
Anmerkung: Es wird also nach wie vor notwendig sein, entsprechende Belege zu sammeln, um die 
erforderlichen Nachweise zu erbringen. 
 
 
 
4. Mindestanforderungen für ordnungsgemäßes Fahrtenbuch  
 
Ein ordnungsgemäßes Fahrtenbuch muss insbesondere Datum und Ziel der jeweiligen Fahrten auswei-
sen. Diesen Anforderungen ist nach einem Urteil des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 1.3.2012 nicht ent-
sprochen, wenn als Fahrtziele jeweils nur Straßennamen angegeben sind, auch wenn diese Angaben 
anhand nachträglich erstellter Auflistungen präzisiert werden. 
 
Im entschiedenen Fall hatte eine GmbH ihrem Gesellschaftergeschäftsführer F einen Dienstwagen über-
lassen. Sie begehrte im Rahmen der von ihr als Arbeitgeberin durchzuführenden Lohnsteueranmeldung, 
den für die Dienstwagenüberlassung anzusetzenden geldwerten Vorteil nicht mit der 1-%-Regelung, 
sondern auf Grundlage von Fahrtenbüchern zu versteuern. Die Fahrtenbücher wiesen allerdings neben 
dem jeweiligen Datum zumeist nur Ortsangaben auf (z. B. „F – A-Straße – F“, „F – B-Straße – F“), 
gelegentlich auch die Namen von Kunden oder Angaben zum Zweck der Fahrt (z. B. „F – Tanken – F“), 
außerdem den Kilometerstand nach Beendigung der Fahrt und die jeweils gefahrenen Tageskilometer. 
Diese Angaben ergänzte die GmbH nachträglich durch eine Auflistung, die sie auf Grundlage eines von 
F handschriftlich geführten Tageskalenders erstellt hatte. Diese Auflistung enthielt Datum, Standort und 
Kilometerstand des Fahrzeugs zu Beginn der Fahrt, sowie den Grund und das Ziel der Fahrt.  
 
Während das Finanzamt das Fahrtenbuch als nicht ordnungsgemäß beurteilte, war die dagegen vor dem 
Finanzgericht erhobene Klage erfolgreich. Das Finanzgericht hielt das Fahrtenbuch für ordnungsgemäß. 
Die Kombination aus handschriftlich in einem geschlossenen Buch eingetragenen Daten und der zusätz-
lichen, per Computerdatei erstellten Auflistung reichte nach seiner Auffassung noch aus, um den anzu-
setzenden geldwerten Vorteil individuell zu berechnen. 
 
Die dagegen gerichtete Revision des Finanzamts beim BFH war erfolgreich. Er verwarf das Fahrten-
buch als nicht ordnungsgemäß, weil die Fahrten darin nicht vollständig aufgezeichnet sind. Eine voll-
ständige Aufzeichnung verlangt grundsätzlich Angaben zu Ausgangs- und Endpunkt jeder ein-
zelnen Fahrt im Fahrtenbuch selbst. Dem genügten die Angaben im Streitfall nicht, da sich aus ihnen 
weder die Zieladresse noch der konkret besuchte Kunde ergaben. Bei dieser Art der Aufzeichnung wa-
ren weder Vollständigkeit noch Richtigkeit der Eintragungen gewährleistet. Angesichts dessen konnte 
es auch nicht ausreichen, die fehlenden Angaben durch eine erst nachträglich erstellte Auflistung 
nachzuholen. 
 
 
 
5. Wechsel zur Fahrtenbuchmethode während des laufenden Kalenderjahres 

nicht zulässig 
 
Ein Fahrtenbuch, das nicht während des ganzen Kalenderjahres geführt wird, ist nicht ordnungsgemäß – 
so das Finanzgericht Münster (FG) in seinem Urteil vom 27.4.2012. 
 
Im entschiedenen Fall bekam ein Steuerpflichtiger von seinem Arbeitgeber ein Kraftfahrzeug auch zur 
privaten Nutzung zur Verfügung gestellt. Er begann am 1. Mai des Streitjahres für dieses Fahrzeug ein 
(inhaltlich ordnungsgemäßes) Fahrtenbuch zu führen. Das Finanzamt ermittelte den Nutzungsvorteil 
auch für die Monate nach Beginn der Aufzeichnungen nach der 1-%-Methode. Der Steuerpflichtige 
argumentierte, dass Veränderungen seiner familiären Situation die Privatnutzungsmöglichkeiten des Kfz 



stark eingeschränkt hätten und es deshalb zulässig sein müsse, die Ermittlungsmethode auch während 
des laufenden Jahres zu ändern. 
 
Das Gericht folgte dieser Argumentation nicht. Ein Fahrtenbuch sei nur dann ordnungsgemäß, wenn es 
für einen repräsentativen Zeitraum von mindestens einem Jahr geführt werde. Ein monatlicher Wechsel 
zwischen der Fahrtenbuch- und der Pauschalwertmethode widerspreche dem Vereinfachungs- und Typi-
sierungsgedanken der gesetzlichen Regelung. Eine monatlich wechselnde Fahrtenbuchführung berge 
eine erhöhte Manipulationsgefahr und sei für die Finanzverwaltung nur schwer überprüfbar.  
 
Anmerkung: Das FG hat die Revision zum Bundesfinanzhof zugelassen. Diese ist unter dem Aktenzei-
chen VI R 35/12 anhängig. Betroffene Steuerpflichtige, die auf eine andere Entscheidung des BFH hof-
fen, können Einspruch einlegen und das Ruhen des Verfahrens beantragen. 
 
 
 
6. Übernachtungskosten und regelmäßige Arbeitsstätte bei Lkw-Fahrern 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit Urteil vom 28.3.2012 entschieden, dass ein im Ausland tätiger 
Fernfahrer, der in der Schlafkabine seines Lkw übernachtet, nicht die Übernachtungspauschalen der 
Finanzverwaltung für Auslandsdienstreisen als Werbungskosten geltend machen kann, denn diese Pau-
schalen überschreiten die tatsächlich angefallenen Aufwendungen beträchtlich, sodass ihre Anwendung 
zu einer offensichtlich unzutreffenden Besteuerung führen würde. Abziehbar sind jedoch die tatsächlich 
angefallenen Aufwendungen. Liegen Einzelnachweise nicht vor, so ist ihre Höhe zu schätzen. Im Streit-
fall hatte der Fernfahrer arbeitstäglich Übernachtungskosten in Höhe von 5 € angesetzt. Dieser Betrag 
war nach Auffassung des BFH nicht zu beanstanden. 
  
Der BFH hat in demselben Fall ferner entschieden, dass ein Fernfahrer die Kosten für die Fahr-
ten von der Wohnung zum Lkw (Lkw-Wechselplatz) in der tatsächlich angefallenen Höhe als 
Werbungskosten abziehen darf. Das Finanzamt hatte nur die Entfernungspauschale anerkannt. Der 
Lkw-Wechselplatz ist keine regelmäßige Arbeitsstätte, weil es sich nicht um eine betriebliche Einrich-
tung des Arbeitgebers handelt. Auch der Lkw selbst ist keine regelmäßige Arbeitsstätte, weil das dafür 
erforderliche Merkmal einer ortsfesten Einrichtung nicht gegeben ist.  
 
 
 
7. Erstattung von Fahrtkosten als Kinderbetreuungskosten 
 
Fahrtkosten in Zusammenhang mit unentgeltlicher Kinderbetreuung können in Höhe von 2/3 der Auf-
wendungen als erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten steuerlich abzugsfähig sein. 
 
Die Fahrtkosten, die einer Großmutter in Zusammenhang mit der unentgeltlichen Betreuung ihres En-
kelkindes entstanden sind, und ihr von den Eltern des Kindes erstattet werden, sind bei entsprechender 
Vertragsgestaltung bei den Eltern als erwerbsbedingte Kinderbetreuungskosten steuerlich abziehbar.  
 
In einem vom Finanzgericht Baden-Württemberg (FG) am 9.5.2012 rechtskräftig entschiedenen Fall 
haben die beiden Großmütter ihr Enkelkind an einzelnen Tagen in der Woche unentgeltlich im Haushalt 
der Eltern des Kindes betreut, damit diese arbeiten konnten. Nur die Fahrtkosten erhielten sie von den 
Eltern des Kindes aufgrund schriftlicher Verträge erstattet. Das Finanzamt erkannte die Fahrtkosten 
nicht an, weil es der Meinung war, es handele sich um familieninterne und damit außerhalb der Rechts-
sphäre liegende Gefälligkeiten. 
 
Das FG ließ jedoch die Aufwendungen zu 2/3 zum steuerlichen Abzug zu. Die Betreuungsleistungen der 
Großmütter seien Dienstleistungen im Sinne der einkommensteuerlichen Regelungen für die Kinderbe-
treuung, auch wenn sie unentgeltlich erbracht wurden. Es komme nur darauf an, ob die getroffene Ver-
einbarung zwischen den Eltern des Kindes und deren Müttern (= Großmütter des Kindes) über den 
Fahrtkostenersatz auch zwischen fremden Dritten so üblich wäre. Diese Frage hat das FG bejaht. Nach 



Auffassung der Richter ist es unerheblich, ob eine fremde Betreuungsperson für die Betreuungsleistung 
selbst ein Honorar gefordert hätte.   
 
 
 
8. Aufwendungen für die Sanierung eines Gebäudes als außergewöhnliche 

Belastung 
 
Der Bundesfinanzhof (BFH) hat mit drei Urteilen vom 29.3.2012 entschieden, dass Aufwendungen für 
die Sanierung eines selbst genutzten Wohngebäudes – nicht aber die Kosten für übliche Instandset-
zungs- und Modernisierungsmaßnahmen oder die Beseitigung von Baumängeln – als außergewöhnliche 
Belastung abzugsfähig sein können. 
 
Hierzu können auch Aufwendungen für die Sanierung eines Gebäudes gehören, wenn durch die Bau-
maßnahmen konkrete Gesundheitsgefährdungen, etwa durch ein asbestgedecktes Dach, abgewehrt wer-
den. Das gilt auch für Brand-, Hochwasser- oder ähnlich unausweichliche Schäden, beispielsweise 
durch den Befall eines Gebäudes mit Echtem Hausschwamm oder vom Gebäude ausgehende unzumut-
bare Beeinträchtigungen (Geruchsbelästigungen).  
 
Allerdings darf der Grund für die Sanierung weder beim Erwerb des Grundstücks erkennbar gewesen 
noch vom Grundstückseigentümer verschuldet worden sein. Auch muss der Steuerpflichtige realisierba-
re Ersatzansprüche gegen Dritte verfolgen, bevor er seine Aufwendungen steuerlich geltend machen 
kann. Außerdem muss er sich den aus der Erneuerung ergebenden Vorteil anrechnen lassen („neu für 
alt“).  
 
Anmerkung: Der gesetzliche jährliche Eigenanteil richtet sich nach Familienstand und Anzahl der Kin-
der und beläuft sich auf immerhin 1 bis 7 % des Gesamtbetrags der Einkünfte. Grundsätzlich macht es 
hier Sinn, auch alle weiteren außergewöhnlichen Belastungen, wie z. B. Kosten für Brillen oder Zahner-
satz, in einem Jahr gesammelt steuerlich anzusetzen. Die Höhe der zumutbaren Belastung wird momen-
tan infrage gestellt. 
 
 
 
9. Einkünfteerzielungsabsicht bei Vermietung einer Ferienwohnung bei Vorbehalt der 

Eigennutzung fraglich 
 
Nach der ständigen Rechtsprechung des Bundesfinanzhofs ist bei teilweise selbst genutzten und teilwei-
se vermieteten Ferienwohnungen die Frage, ob der Steuerpflichtige mit oder ohne Einkünfteerzielung-
sabsicht vermietet hat, und danach ein entsprechender Werbungskostenabzug möglich ist, anhand einer 
unter Heranziehung aller objektiv erkennbaren Umstände zu treffenden Prognose zu entscheiden.  
 
Die Einkünfteerzielungsabsicht des Steuerpflichtigen muss schon dann überprüft werden, wenn 
er sich eine Zeit der Selbstnutzung vorbehalten hat; dies gilt unabhängig davon, ob er von seinem 
Eigennutzungsrecht tatsächlich Gebrauch macht. 
 
Demgegenüber ist bei Ferienwohnungen, die ausschließlich an Feriengäste vermietet und in der übrigen 
Zeit hierfür bereitgehalten werden, ohne weitere Prüfung typisierend von der Einkünfteerzielungsab-
sicht der Steuerpflichtigen auszugehen, wenn das Vermieten die ortsübliche Vermietungszeit von Feri-
enwohnungen – abgesehen von Vermietungshindernissen – nicht erheblich (d. h. um mindestens 25 %) 
unterschreitet. Liegen die genannten zusätzlichen Voraussetzungen bei einer Ferienimmobilie nicht vor 
oder können ortsübliche Vermietungszeiten nicht festgestellt werden, muss die Einkünfteerzielungsab-
sicht durch eine Prognose überprüft werden. 
 
 
 
10. Sonn- und Feiertagszuschläge eines Gesellschaftergeschäftsführers als 

verdeckte Gewinnausschüttung 



 
Zu den Einkünften aus Kapitalvermögen gehören auch verdeckte Gewinnausschüttungen (vGA). Eine 
vGA einer Kapitalgesellschaft ist gegeben, wenn die Kapitalgesellschaft ihrem Gesellschafter außerhalb 
der gesellschaftsrechtlichen Gewinnverteilung einen Vermögensvorteil zuwendet und diese Zuwendung 
ihren Anlass oder zumindest ihre Mitveranlassung im Gesellschaftsverhältnis hat. Das ist der Fall, wenn 
ein ordentlicher und gewissenhafter Geschäftsführer diesen Vorteil einem Nichtgesellschafter nicht 
zugewendet hätte.  
 
Zahlt eine GmbH an ihren Gesellschafter-Geschäftsführer gesonderte Vergütungen für die Ableistung 
von Überstunden, liegt aus steuerrechtlicher Sicht regelmäßig eine vGA vor. Dies gilt auch dann, wenn 
die zusätzliche Vergütung nur für Arbeiten an Sonn- und Feiertagen und zur Nachtzeit gezahlt werden 
soll, da eine solche Regelung die Annahme rechtfertigt, dass dem Gesellschafter-Geschäftsführer aus im 
Gesellschaftsverhältnis liegenden Gründen die vorgesehene Steuervergünstigung verschafft werden soll. 
 
Allerdings kann eine entsprechende Vereinbarung im Einzelfall durch überzeugende betriebliche Grün-
de gerechtfertigt sein, die geeignet sind, die Vermutung für die Veranlassung durch das Gesellschafts-
verhältnis zu entkräften. Dann liegt keine vGA vor.  
 
Eine solche betriebliche Veranlassung kann u. a. dann anzunehmen sein, wenn trotz Unüblichkeit 
im allgemeinen Wirtschaftsverkehr mit vergleichbaren gesellschaftsfremden Personen ähnliche 
Vereinbarungen abgeschlossen wurden. 
 
Anmerkung: Die Gefahr, dass die Finanzverwaltung hier eine vGA unterstellt, ist sehr groß. Bitte las-
sen Sie sich vor der Auszahlung von Überstundenvergütungen beraten! 
 
 
 
11. Umsatzsteuer bei Verkäufen über „Ebay“  
 
Mit Urteil vom 26.4.2012 hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass beim Verkauf einer Viel-
zahl von Gebrauchsgegenständen über mehrere Jahre über die Internet-Plattform „Ebay“ eine nachhalti-
ge, unternehmerische und damit umsatzsteuerpflichtige Tätigkeit vorliegen kann.  
 
Im entschiedenen Fall veräußerte eine aus einem Ehepaar bestehende Gesellschaft bürgerlichen Rechts 
(GbR) über „Ebay“ Gegenstände unterschiedlicher Produktgruppen (u. a. Briefmarken, Puppen, Mo-
delleisenbahnen, Kunstgewerbe, Schreibgeräte, Porzellan, Software, Fotoartikel, Teppiche) sowie Ge-
genstände, die sich keiner gesonderten Produktgruppe zuordnen ließen. Hieraus erzielte sie im Jahr 
2001 ca. 2.200 DM, im Jahr 2002 ca. 25.000 €, im Jahr 2003 ca. 28.000 €, im Jahr 2004 ca. 21.000 € 
und bis zur Einstellung der Tätigkeit im Sommer 2005 ca. 35.000 €. Das Finanzamt behandelte die Ver-
käufe in den Jahren 2003 bis 2005 als nachhaltige und somit unternehmerische Tätigkeit.  
  
Die grundsätzliche Frage, ob es sich bei derartigen Verkäufen über „Ebay“ um eine unternehmerische 
Tätigkeit handeln kann, bejahte der BFH. Er hat dabei seine Rechtsprechung fortgeführt, wonach die 
Nachhaltigkeit einer Tätigkeit nach dem Gesamtbild der Verhältnisse zu beurteilen ist. Inwieweit bei 
einigen Veräußerungen die Anwendung des ermäßigten Steuersatzes in Betracht kommt, muss die Vor-
instanz noch klären.  
 
 
 
12. Doppelbelastung aus Grunderwerb- und Umsatzsteuer 
 
In einem vom Finanzgericht Niedersachsen (FG) entschiedenen Fall erwarb ein junges Bauherrenehe-
paar ein unbebautes Grundstück. Zwei Wochen danach schloss es mit einem Bauunternehmen einen 
Bauvertrag über eine Doppelhaushälfte, in dem der Bauträger Umsatzsteuer auswies, die die Kläger als 
Endverbraucher jedoch nicht als Vorsteuer in Abzug bringen konnten. Das Finanzamt legte als Bemes-
sungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer nicht nur den Kaufpreis für das unbebaute Grundstück, son-
dern auch die Bausumme für das herzustellende Gebäude zugrunde. 



 
Das FG stellt jedoch zugunsten des Steuerpflichtigen fest, dass die Aufwendungen aus einem Bauerrich-
tungsvertrag, der im Zusammenhang mit dem Erwerb eines unbebauten Grundstücks abgeschlossen 
wird und der für den Bauherrn eine Umsatzsteuerbelastung auslöst, nicht der Grunderwerbsteuer unter-
liegt. Entsprechend sei Bemessungsgrundlage für die Grunderwerbsteuer lediglich der Kaufpreis für das 
unbebaute Grundstück. 
 
Das FG hatte die Revision beim Bundesfinanzhof zugelassen, der das Urteil nunmehr aufhob und fol-
gende Entscheidung traf:  
Das Vorliegen eines einheitlichen Erwerbsgegenstands wird indiziert, wenn der Veräußerer aufgrund 
einer in bautechnischer und finanzieller Hinsicht konkreten und bis (annähernd) zur Baureife gediehe-
nen Vorplanung ein bestimmtes Gebäude auf einem bestimmten Grundstück zu einem im Wesentlichen 
feststehenden Preis anbietet und der Erwerber dieses Angebot annimmt. Dies gilt auch, wenn das Ange-
bot nach Abschluss des Kaufvertrags unwesentlich geändert wird. Ein einheitlicher Erwerbsgegenstand 
kann aufgrund besonderer Umstände auch vorliegen, wenn der Käufer das Angebot erst 19 Monate nach 
Abschluss des Kaufvertrags annimmt. 
 
 
 
13.  Neuregelungen seit 1.7.2012 
 
Seit dem 1.7.2012 oder auch schon etwas eher sind einige Neuregelungen in Kraft getreten. Hier die 
wichtigsten Änderungen: 
 
• Apothekenbetriebsordnung: Bereits zum 12.6.2012 ist die neue Apothekenbetriebsordnung in 

Kraft getreten, die Vorgaben zur Qualifikation des Personals, zur Ausstattung und zur Qualität der 
Arbeitsabläufe macht. Sie dient damit der Sicherheit von Patienten, denn sie stellt hohe Anforderun-
gen an die Qualität der Arzneimittelversorgung sowie der Arzneimittelinformation und Beratung.  

• Zuschüsse für Energieberatung: Das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie erhöht 
zum 1.7.2012 die Zuschüsse für die qualifizierte Energieberatung in Wohngebäuden. Die sogenannte 
„Vor-Ort-Beratung“ in einem Ein- bis Zweifamilienhaus wird künftig mit einem Zuschuss bis zu 400 
€ gefördert, bei Wohngebäuden ab drei Wohneinheiten sind es maximal 500 €. Zusätzlich können 
eine Stromeinsparberatung mit 50 € und eine thermografische Untersuchung mit bis zu 100 € unter-
stützt werden. 
Das Programm kann von Privatpersonen und von kleinen und mittleren Unternehmen genutzt wer-
den. Gefördert werden Beratungen in Wohngebäuden, für die der Bauantrag vor dem 31.12.1994 ge-
stellt wurde. 
Anträge werden vor Beginn der Beratung vom Energieberater beim BAFA gestellt. Nähere Informa-
tionen zum Programm sind abrufbar unter: www.bafa.de. Qualifizierte Energieberater für eine Vor-
Ort-Beratung und Fachleute für eine von der KfW geförderte Planung und Baubegleitung energeti-
scher Sanierungsvorhaben finden sie auf der Internetseite: www.energie-effizienz-experten.de. 

• Wechselkennzeichen – ein Nummernschild für  Fahrzeuge: Autobesitzer in Deutschland können 
seit dem 1.7.2012 das neue Wechselkennzeichen beantragen. Mit dem Kennzeichen hat der Fahrer 
dann die Möglichkeit, über das ganze Jahr nach Bedarf zwischen zwei Fahrzeugen hin- und herzu-
wechseln. Möglich wird das durch die Änderung der Kraftfahrzeugzulassungsverordnung. Auf die 
Steuer- und die Versicherungspflicht wirkt sich das Wechselkennzeichen jedoch nicht aus. Beantragt 
werden kann es bei den örtlichen Zulassungsstellen. 

• Kindereinträge im Reisepass der Eltern ungültig: Seit dem 26.6.2012 reichen Kindereinträge im 
Reisepass der Eltern nicht mehr aus. Alle Kinder müssen von Geburt an bei Reisen ins Ausland über 
ein eigenes Reisedokument verfügen.  

• Änderungen im Abfallrecht: Ziel ist es, Abfall konsequent zu vermeiden, höchste Anforderungen 
an das Recycling zu stellen und damit Ressourcen effizienter und schonender zu nutzen. Das Gesetz 
schafft die Rechtsgrundlage für die Einführung einer Wertstofftonne. Das Kreislaufwirtschaftsgesetz 
setzt die EU-Abfallrahmenrichtlinie in deutsches Recht um. Es ist seit dem 1.6.2012 in Kraft. 



• Rente: Seit dem 1.7.2012 erhalten Rentner in Westdeutschland 2,18 % und in Ostdeutschland 2,26 
% mehr Rente. Ferner steigen die Renten für Kriegs- und Wehrdienstopfer um 2,18 %. Diese Anpas-
sung ist in allen Bundesländern einheitlich. 

 
 
 
14.  Unwirksamkeit von Klauseln in Lebens- und Rentenversicherungsverträgen  
 
Der Bundesgerichtshof (BGH) hat in seinem Urteil vom 25.7.2012 über die Wirksamkeit von Versiche-
rungsbedingungen u. a. betreffend die Rückkaufswerte, den Stornoabzug sowie die Verrechnung von 
Abschlusskosten (sog. Zillmerung) entschieden. Betroffen sind Klauseln in Allgemeinen Versiche-
rungsbedingungen für eine kapitalbildende Lebensversicherung, eine aufgeschobene und eine fondsge-
bundene Rentenversicherung für den Fall der Kündigung sowie der Umwandlung in eine beitragsfreie 
Versicherung.  
 
Der BGH kam zu dem Entschluss, dass Bedingungen, nach welchen die Abschlusskosten, bei de-
nen es sich zu einem erheblichen Teil um Vermittlungsprovisionen handelt, mit den ersten Beiträ-
gen verrechnet werden, eine unangemessene Benachteiligung des Versicherungsnehmers darstel-
len und deshalb unwirksam sind. Die Zillmerung führt dazu, dass Versicherungsnehmer, die ihren 
Vertrag bereits nach wenigen Jahren und vor Ablauf der vereinbarten Laufzeit kündigen, nur einen ge-
ringen oder gegebenenfalls gar keinen Rückkaufswert erhalten.  
 
Wegen Verstoßes gegen das Transparenzgebot hat das Gericht ferner Klauseln für unwirksam erklärt, 
die nicht hinreichend deutlich zwischen dem im Fall einer vorzeitigen Vertragsbeendigung nach den 
anerkannten Regeln der Versicherungsmathematik zu berechnenden Rückkaufswert einerseits und ande-
rerseits dem sog. Stornoabzug, der vereinbart und angemessen sein muss, differenzieren.  
 
Wegen unangemessener Benachteiligung des Versicherungsnehmers sind ferner Bestimmungen unwirk-
sam, die vorsehen, dass dem Versicherungsnehmer nach allen Abzügen verbleibende Beträge unter 10 € 
nicht erstattet werden.  
 
Schließlich hat der BGH entschieden, dass der Versicherer sich nicht nur bei der Abwicklung bestehen-
der Verträge, sondern auch bei deren Neuabschluss nicht auf die für unwirksam erklärten Klauseln beru-
fen darf.   
 
 
 
15.  Reiserücktrittskostenversicherung bei Online-Verkauf von Flugscheinen 
 
Ein Vermittler von Flugreisen darf beim Online-Verkauf von Flugscheinen nicht als Voreinstellung eine 
Reiserücktrittsversicherung vorsehen. Als „fakultative Zusatzleistung“ kann eine Reiserücktrittsversi-
cherung nur in der Weise angeboten werden, dass eine ausdrückliche Annahme erforderlich ist („Opt-
in“). 
 
Die EU-Verordnung soll insbesondere für mehr Transparenz bei den Preisen für Flüge ab Flughäfen in 
der Europäischen Union sorgen. Verkäufer von Flugscheinen müssen stets den „Endpreis“ ausweisen, d. 
h. den Flugpreis sowie alle für diesen Flug unerlässlichen Steuern und Gebühren, Zuschläge und Entgel-
te. „Fakultative Zusatzkosten“ für nicht obligatorische Zusatzleistungen müssen auf klare Art und Weise 
am Beginn jedes einzelnen Buchungsvorgangs mitgeteilt werden. Ihre Annahme durch den Kunden 
erfolgt auf „Opt-in“-Basis. 
 
 
 
16.  Gesetz gegen Kostenfallen zum 1.8.2012 in Kraft getreten 
 



Leider werden im Internet viele Produkte als „gratis“, „free“ oder „kostenlos“ angepriesen und im 
Kleingedruckten verstecken sich horrende Preise. Das böse Erwachen kommt dann mit der Rechnung. 
Aber auch wenn bei solchen Kostenfallen oft kein rechtswirksamer Vertrag zustande kommt oder ein 
entstandener Vertrag noch angefochten oder widerrufen werden könnte, zahlen viele Verbraucher aus 
Unkenntnis. Oft fühlen sie sich auch unter Druck gesetzt durch die scharf formulierten Briefe z. B. von 
Inkassounternehmen, die die vermeintlichen Ansprüche der Firmen durchsetzen sollen. 
 
Das neue „Gesetz zur Änderung des Bürgerlichen Gesetzbuchs zum besseren Schutz der Verbrauche-
rinnen und Verbraucher vor Kostenfallen im elektronischen Geschäftsverkehr“ stellt mit der sog. But-
tonlösung nunmehr sicher, dass Internetnutzer nur dann zahlen müssen, wenn sie ihre Zahlungspflicht 
wirklich kennen. Ein Vertrag mit einem Verbraucher im elektronischen Geschäftsverkehr soll nur 
zustande kommen, wenn der Verbraucher mit seiner Bestellung ausdrücklich bestätigt hat, dass 
er sich zu einer Zahlung verpflichtet. Bei Bestellungen auf Online-Plattformen im Internet, die über 
Schaltflächen erfolgen, ist hierzu erforderlich, dass die Bestellschaltfläche gut lesbar mit den Wörtern 
„zahlungspflichtig bestellen“ oder einer entsprechenden eindeutigen Formulierung beschriftet ist. 
 
 
 
17. Kosten wettbewerbsrechtlicher Abmahnungen 
 
Die Kosten einer berechtigten wettbewerbsrechtlichen Abmahnung sind auch erstattungsfähig, wenn der 
Schuldner bereits durch einen Dritten als weiteren Mitbewerber abgemahnt wurde und der Gläubiger 
davon keine Kenntnis hat. Die erneute Abmahnung stellt sich dann – nach Auffassung des Oberlandes-
gerichts Oldenburg – als erforderlich und berechtigt dar.  
 
Gerade bei Wettbewerbsverstößen im Internet kann der Schuldner zahlreichen Inanspruchnahmen effek-
tiv nur durch eine schnelle Reaktion begegnen, in dem er das zu Recht beanstandete Verhalten umge-
hend unterlässt und auf eine bereits erfolgte Abmahnung nebst ggf. abgegebener strafbewehrter Unter-
lassungserklärung an geeigneter Stelle hinweist. Solange der Gläubiger keine Kenntnis besitzt, kann er 
berechtigt eine Abmahnung aussprechen und die Kosten erstattet verlangen. 
 
 
 
18. Entgeltklauseln für die Benachrichtigung des Kunden unwirksam 
 
Entgeltklauseln für die Benachrichtigung des Kunden über die Nichteinlösung einer Einzugsermächti-
gungslastschrift sind auch auf der Grundlage des neuen Zahlungsdiensterechts unwirksam, entschieden 
die Richter des Bundesgerichtshofs (BGH) mit Urteil vom 22.5.2012.  
 
Auf die Verbandsklage eines Verbraucherschutzverbandes gegen eine Sparkasse haben die Richter des 
BGH entschieden, dass die Entgeltregelung im letzten Satz der nachfolgenden Klausel im Geschäftsver-
kehr mit Privatkunden (Verbrauchern) nicht verwendet werden darf, weil sie diese unangemessen be-
nachteiligt und deswegen unwirksam ist: „Über die Nichtausführung oder Rückgängigmachung der 
Belastungsbuchung … oder die Ablehnung der Einlösung einer Einzugsermächtigung … wird die Spar-
kasse den Kunden unverzüglich unterrichten. … Für die Unterrichtung über eine berechtigte Ablehnung 
berechnet die Sparkasse das im Preis- und Leistungsverzeichnis ausgewiesene Entgelt.“  
 
In ihrer Begründung führten die Richter aus, dass die beanstandete Entgeltklausel nicht als eine der In-
haltskontrolle entzogene Preisabrede für eine Sonderleistung der beklagten Sparkasse angesehen werden 
kann. Vielmehr handelt es sich um eine Preisnebenabrede. Da die Nichteinlösung einer Lastschrift für 
den Kunden einschneidende Folgen haben kann, ist das Kreditinstitut aufgrund seiner girovertraglichen 
Schutz- und Treuepflicht bzw. der auftragsrechtlichen Informationspflicht zur Unterrichtung des Kun-
den verpflichtet. Hieran hat sich auch durch das am 31.10.2009 in Kraft getretene neue Zahlungsdien-
sterecht nichts geändert.  
 
 



 
19. Widerruf der privaten Nutzung eines Dienstwagens bei Freistellung  
 
Das Bundesarbeitsgericht hat mit Urteil vom 21.3.2012 entschieden, dass Allgemeine Geschäftsbedin-
gungen, die vorsehen, dass ein Arbeitnehmer einen auch zu Privatzwecken nutzbaren Dienstwagen im 
Falle einer Freistellung von der Arbeitspflicht an den Arbeitgeber zurückgeben muss, wirksam sind. Der 
Widerruf muss im Einzelfall sog. billigem Ermessen entsprechen. 
 
Hat der Arbeitnehmer jedoch während der Freistellung Anspruch auf die private Nutzung des 
Dienstwagens und kommt der Arbeitgeber seiner Vertragspflicht, dem Arbeitnehmer die Nutzung 
des Dienstwagens zu Privatzwecken weiter zu ermöglichen, nicht nach, wird die Leistung wegen 
Zeitablaufs unmöglich, sodass der Arbeitgeber von der Leistungspflicht befreit wird. Der Arbeit-
nehmer hat in diesem Fall Anspruch auf Ersatz des hierdurch entstandenen Schadens. 
 
Nach dem Bürgerlichen Gesetzbuch hat derjenige, der zum Schadensersatz verpflichtet ist, den Zustand 
herzustellen, der bestehen würde, wenn der zum Ersatz verpflichtende Umstand nicht eingetreten wäre. 
Soweit die Herstellung nicht möglich oder zur Entschädigung des Gläubigers nicht genügend ist, hat der 
Ersatzpflichtige den Gläubiger in Geld zu entschädigen. Der Arbeitnehmer ist hier so zu stellen, wie er 
stehen würde, wenn der Arbeitgeber den Vertrag ordnungsgemäß erfüllt hätte.  
 
Zur Berechnung ist eine Nutzungsausfallentschädigung auf der Grundlage der steuerlichen Be-
wertung der privaten Nutzungsmöglichkeit mit monatlich 1 % des Listenpreises des Kraftfahr-
zeugs im Zeitpunkt der Erstzulassung anerkannt. 
 
 
 
20. Befristung des Urlaubsabgeltungsanspruchs 
 
Gemäß dem Bundesurlaubsgeldgesetz (BUrlG) muss der Erholungsurlaub im laufenden Kalenderjahr 
gewährt und genommen werden. Eine Übertragung des Urlaubs auf das nächste Kalenderjahr ist nach 
dem Gesetz nur statthaft, wenn dringende betriebliche oder in der Person des Arbeitnehmers liegende 
Gründe dies rechtfertigen. Im Fall der Übertragung muss der Urlaub in den ersten 3 Monaten des fol-
genden Kalenderjahres gewährt und genommen werden. Diese Befristung galt nach bisheriger Recht-
sprechung grundsätzlich auch für den Anspruch auf Abgeltung des Urlaubs, weil der Abgeltungsan-
spruch als Ersatz für den wegen der Beendigung des Arbeitsverhältnisses nicht mehr realisierbaren Ur-
laubsanspruch verstanden wurde. Dieser Anspruch ist aufgrund unionsrechtlicher Vorgaben nach der 
neueren Rechtsprechung allerdings dann nicht ebenso wie der Urlaubsanspruch befristet, wenn der Ar-
beitnehmer über den Übertragungszeitraum hinaus arbeitsunfähig ist. 
 
In einem vor dem Arbeitsgericht ausgefochtenen Streitfall war ein Arbeitnehmer bei einem Unterneh-
men seit dem 4.1.2008 als Operating-Manager beschäftigt. Im Kündigungsrechtsstreit der Parteien stell-
te das Arbeitsgericht fest, dass das Arbeitsverhältnis der Parteien zum 31.7.2008 endete. Dem Arbeit-
nehmer standen zu diesem Zeitpunkt jedenfalls 16 Tage Urlaub zu. Mit einem Schreiben vom 6.1.2009 
verlangte er vom Unternehmen ohne Erfolg, diesen Urlaub abzugelten. 
 
Das Bundesarbeitsgericht (BAG) entschied mit Urteil vom 19.6.2012, dass der Abgeltungsanspruch des 
Arbeitnehmers – entgegen der Auffassung der Vorinstanzen – nicht am 31.12.2008 untergegangen ist. 
Der gesetzliche Urlaubsabgeltungsanspruch unterfällt als reiner Geldanspruch unabhängig von der Ar-
beitsunfähigkeit oder -fähigkeit des Arbeitnehmers nicht dem Fristenregime des BUrlG. Der Arbeit-
nehmer musste deshalb die Abgeltung seines Urlaubs nicht im Urlaubsjahr 2008 verlangen.  
 
Sachliche Gründe dafür, warum für einen arbeitsfähigen Arbeitnehmer nach Beendigung des 
Arbeitsverhältnisses andere Regeln für den Verfall des Urlaubsabgeltungsanspruchs gelten sollen 
als für einen arbeitsunfähigen Arbeitnehmer, bestehen nicht.  
 
 



 
21. Verweigerung von Überstunden nicht grundsätzlich Pflichtverstoß 
 
Die werktägliche Arbeitszeit der Arbeitnehmer darf 8 Stunden nicht überschreiten. Sie kann auf bis zu 
10 Stunden nur verlängert werden, wenn innerhalb von 6 Kalendermonaten oder innerhalb von 24 Wo-
chen im Durchschnitt 8 Stunden werktäglich nicht überschritten werden. 
 
Sofern der Arbeitsvertrag oder Allgemeine Geschäftsbedingungen, die dem Arbeitsvertrag zugrunde 
liegen, keine Regelungen über die Leistung von Überstunden enthalten, ist der Arbeitnehmer i. d. R. 
auch nicht zur Leistung von Überstunden verpflichtet. 
 
Ob ein Arbeitnehmer dennoch verpflichtet ist, Mehrarbeit zu leisten, hängt davon ab, aus welchen 
Gründen diese von ihm gefordert wird. Aus der arbeitsvertraglichen Treuepflicht heraus ist er jedenfalls 
dann verpflichtet, Mehrarbeit zu leisten, wenn sich der Arbeitgeber in einer Notlage befindet, der anders 
nicht begegnet werden kann. 
 
Verlangt ein Arbeitgeber dennoch von seinem Arbeitnehmer Überstunden, im entschiedenen Fall stand 
die Ankündigung am „Schwarzen Brett“, und kommt der Arbeitnehmer dieser Aufforderung nicht nach, 
liegt darin kein objektiv gegebener Pflichtenverstoß. Eine evtl. Abmahnung aus Grund ist vertragswid-
rig und auf Verlangen des Arbeitnehmers aus der Personalakte zu streichen. 
 
 
 
22.  Erteilung einer Falschauskunft als Indiz für Diskriminierung 
 
Begründet ein Arbeitgeber seine Maßnahme gegenüber dem Arbeitnehmer, so muss diese Auskunft 
zutreffen. Ist sie dagegen nachweislich falsch oder steht sie im Widerspruch zum Verhalten des Arbeit-
gebers, so kann dies ein Indiz für eine Diskriminierung bedeuten. 
 
In einem vom Bundesarbeitsgericht am 21.6.2012 entschiedenen Fall wurde eine türkischstämmige 
Arbeitnehmerin von einem Unternehmen zunächst befristet für die Zeit vom 1.2. bis 31.12.2008 als 
Sachbearbeiterin eingestellt. Im Oktober 2008 fand ein Personalgespräch statt, in dem es auch um Ar-
beitsfehler der Arbeitnehmerin ging. Im November 2008 wurde die Verlängerung der befristeten Be-
schäftigung für die Zeit vom 1.1.2009 bis zum 31.1.2010 vereinbart. Im September 2009 teilte das Un-
ternehmen der Arbeitnehmerin mit, dass eine Verlängerung oder Entfristung des Arbeitsverhältnisses ab 
dem 1.2.2010 nicht erfolgen werde. Die Arbeitnehmerin machte, auch mit Hinweis auf den geringen 
Anteil von Beschäftigten nicht deutscher Herkunft, eine Diskriminierung wegen ihrer ethnischen Her-
kunft geltend. Dies verneinte das Unternehmen und lehnte weitere Begründungen ab. Am 31.1.2010 
erstellte der Arbeitgeber ein Arbeitszeugnis mit der Leistungsbeurteilung „zu unserer vollsten Zufrie-
denheit“. Gegen die von der Arbeitnehmerin angestrengte Klage auf Entschädigung wegen ethnischer 
Diskriminierung verteidigte sich das Unternehmen mit dem Argument, die Entfristung sei wegen der 
nicht genügenden Arbeitsleistung abgelehnt worden. 
 
Die Richter des Bundesarbeitsgerichts haben die Sache an das Landesarbeitsgericht zurücküberwiesen. 
Dieses hat nun zu prüfen, ob die von dem Arbeitgeber erteilten Auskünfte über die Gründe der Nicht-
verlängerung des Arbeitsverhältnisses Indizwirkung für eine Diskriminierung haben, weil diese Aus-
künfte möglicherweise falsch waren oder im Widerspruch zu seinem sonstigen Verhalten standen. Fer-
ner ist zu prüfen, ob das erteilte Zeugnis falsch war oder die Begründung, eine Entfristung sei wegen der 
Leistungsmängel nicht möglich gewesen. Auch wird dem Vortrag der Arbeitnehmerin nachzugehen 
sein, zuvor sei eine andere, ebenfalls nicht zutreffende Auskunft erteilt worden. Sie soll zunächst auf 
einen Wegfall ihres Arbeitsplatzes wegen einer bevorstehenden Fusion hingewiesen worden sein.  
 
 
 
  
 Basiszinssatz  seit 1.1.2012 = 0,12 % 



 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich für die  
 Berechnung von Verzugszinsen 

 1.7. – 31.12.2011 = 0,37 % 
 1.1. – 30.6.2011 = 0,12 % 

 
 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

http://www.bundesbank.de/info/info_zinssaetze.php 
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

 Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: Basiszinssatz + 5-%-Punkte 
 Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern: Basiszinssatz + 8-%-Punkte 

 
 Verbraucherpreisindex 
 (2005 = 100) 

2012: Juli = 112,9; Juni = 112,5; Mai = 112,6; April = 112,8; März = 112,6; 
Februar = 112,3; Januar = 111,5; 
2011: Dezember = 111,9; November = 111,1; Oktober = 111,1; 
 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter: 

http://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt kann jedoch nicht übernommen werden. 
Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung. 


